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betreffend Einführung eines Geſetzes zur Förderung des Wohnungsbaues. 
Vom 8. April 1936. 
Gemäß $ 1 Ziff. 68 und 8 2b und g des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 


Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Es wird folgendes Geſetz zur Förderung des Wohnungsbaues erlaſſen: 


Ge ſetz 
zur Förderung des Wohnungsbaues. 


8 1 

(1) Ein im Grundbuche eintragbarer Anſpruch auf Steuervergünſtigungen nach den Vorſchriften 
dieſes Geſetzes wird auf Antrag gewährt im Falle der Errichtung von Wohngebäuden, die im Gebiet 
der Freien Stadt Danzig in der Zeit nach dem 31. März 1936 bezugsfertig hergeſtellt werden. 

(2) Als Wohngebäude im Sinne dieſes Geſetzes gelten ſolche Gebäude, die nach den Bauplänen 
ganz oder überwiegend für Wohnzwecke vorgeſehen und ohne Inanſpruchnahme von öffentlichen Mitteln 
erbaut ſind. 

8 2 

(1) Die Steuervergünſtigungen erſtrecken ſich 

a) auf die für das begünſtigte Grundſtück zu entrichtende Wohnungsbauabgabe gemäß § 4 
Abſ. 2 in Verbindung mit $ 3 Abſ. 1 des Wohnungsbaugeſetzes vom 15. September 1934 
(G. Bl. S. 691), Grundwechſelſteuer im Rahmen des 8 20 des Grundwechſelſteuergeſetzes vom 
31. Dezember 1931 (G. Bl. 1932 S. 79) und Grundvermögenſteuer (§ 3), 

b) auf die vom jeweiligen Eigentümer des begünſtigten Grundſtücks zu entrichtende Einkommen⸗ 
(Körperſchaft⸗) (§S 4) und Vermögenſteuer ($ 5). 

(2) Die Steuervergünſtigungen ſind beſchränkt auf den gemäß 8 1 bebauten Teil des Grund⸗ 
ſtücks und ein dazu gehöriges Gelände von höchſtens zehnmal ſo großem Flächeninhalt. 

(3) Bei Veräußerung von unbebauten Parzellen des begünſtigten Grundſtücks fallen die Steuer⸗ 
vergünſtigungen für die veräußerte Parzelle fort. 


8 3 
(1) Die begünſtigten Grundſtücke werden von der Grundvermögenſteuer freigeſtellt und zwar 
a) in vollem Umfange: 
für das Rechnungsjahr, in dem die bezugsfertige Herſtellung erfolgt, und die 5 fol⸗ 
genden Rechnungsjahre, 


b) zur Hälfte: 
für die 5 weiteren Rechnungsjahre. 


8 4 
Bei Feſtſtellung des Einkommens des jeweiligen Eigentümers eines begünſtigten Grundſtücks bleibt 
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der Anterſchied zwiſchen den Einnahmen aus dem Grunditüd und den Werbungskoſten dafür unbe⸗ 
rückſichtigt und zwar SE 
a) in vollem Umfange: 
bei der Veranlagung für das Kalenderjahr, in dem die bezugsfertige Herſtellung erfolgt 
iſt und die folgenden 5 Kalenderjahre, 
b) zur Hälfte: 5 
bei der Veranlagung für die 5 weiteren Kalenderjahre. 


8 5 
Bei Feſtſtellung des Geſamtvermögens des jeweiligen Eigentümers eines begünſtigten Grundſtücks 
zum Zwecke der Vermögenſteuerveranlagung bleibt der Unterſchied zwiſchen dem Einheitswert des 
Grundſtücks und den mit ihm in wirtſchaftlichem Zuſammenhang ſtehenden Schulden und Laſten unbe⸗ 
rückſichtigt und zwar: 
a) in vollem Umfange: . 
bei der Vermögenſteuerveranlagung für das Kalenderjahr, in dem die bezugsfertige 
Herſtellung des Wohngebäudes erfolgt iſt und die folgenden 5 Kalenderjahre, 
b) zur Hälfte: 
bei der Vermögenſteuerveranlagung für die 5 weiteren Kalenderjahre. 


§ 6 
Falls die bezugsfertige Herſtellung des Wohngebäudes bereits vor dem 31. März 1937 er⸗ 
folgt, wird über die Vorſchriften der SS 3 bis 5 hinaus gewährt: 
a) völlige Steuerbefreiung f sind? 
für die Rechnungs⸗(Kalender) jahre 1936 bis 1945, 
b) Steuerbefreiung zur Hälfte 
für die Rechnungs⸗(Kalender) jahre 1946 bis 1955. 


87 

(1) Der Anſpruch auf die in SS 2 bis 6 feſtgelegten Steuervergünſtigungen wird begründet 
durch einen ihn anerkennenden Beſchluß des Senats. Der Beſchluß ergeht unter Ausſchluß des ordent⸗ 
lichen Rechtsweges und des Berufungsverfahrens nach dem Steuergrundgeſetz. 

(2) Der Beſchluß des Senats kann nur aufgehoben oder eingeſchränkt werden, wenn die Tat⸗ 
ſachen, welche nach Maßgabe dieſes Geſetzes die Vorausſetzungen für ihn gebildet haben, fortfallen. 
In allen anderen Fällen iſt die Aufhebung der Steuervergünſtigungen nur gegen volle Entſchädigung 
zuläſſig. Für die Verfolgung dieſes Entſchädigungsanſpruches iſt der ordentliche Rechtsweg gegeben. 


§ 8 
(1) Auf Grund des Beſchluſſes des Senats gemäß 8 7 iſt auf Antrag des Berechtigten im 
2. Abſchnitt des Beſtandsverzeichniſſes des in Frage kommenden Grundbuchblatts gebührenfrei einzu⸗ 
tragen: 
„Ein Steuerprivileg in Gemäßheit der SS 1 bis 5 (8$ 1 bis 6) des Geſetzes zur För⸗ 
derung des Wohnungsbaues vom 8. April 1936 (G. Bl. S. 165). Eingetragen unter Be⸗ 
zugnahme auf den Beſchluß des Senats (Leiters des Landesſteueramts) vom (Datum und 
Aktenzeichen). e 
(2) Wird der Beſchluß des Senats nach Maßgabe des § 7 Abſ. 2 aufgehoben oder eingeſchränkt, 
ſo hat das Grundbuchamt auf Erſuchen des Senats gemäß den abgeänderten oder aufgehobenen An⸗ 
erkenntniſſen die Eintragung zu berichtigen bezw. zu löſchen. Bei Erlöſchen des Rechts durch Zeit⸗ 
ablauf oder gemäß $ 2 Abſ. 3 hat Löſchung der Eintragung von Amts wegen zu erfolgen. 


8 9 
Der Senat iſt berechtigt, die ihm nach SS 7 und 8 vorbehaltenen Befugniſſe auf den Leiter des 
Landesſteueramtes zu übertragen. 
5 § 10 
Für die nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes begünſtigten Grundſtücke gilt ferner folgendes: 
1. Die baupolizeiliche Genehmigung, die Prüfung und Übernahme der Vermeſſung der Grund⸗ 
ſtücke und ihre kataſteramtliche Fortſchreibung erfolgt frei von Gebühren. 
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2. Die gerichtliche Auflaſſung des Baugeländes, die grundbuchamtliche Eintragung des Käu⸗ 
fers und eines Reſtkaufgeldes ſowie die Eintragung einer Vormerkung zur Sicherung des 
Rechts auf Auflaſſung und die Eintragung einer Sicherungshypothek gemäß 8 648 des BGB. 
auf dem Grundbuchblatt des Baugeländes erfolgt frei von Gerichtsgebühren. 


§ 11 
Bei anderen als den in § 1 bezeichneten Bauvorhaben iſt der Senat ermächtigt, im Wege des 
Steuerabkommens ($ 7 des Steuergrundgeſetzes) die in dieſem Geſetz vorgeſehenen Vergünſtigungen 
ganz oder teilweiſe zu gewähren. 
§ 12 
Das Geſetz über Steuerbefreiungen zur Erleichterung des Wohnungsbaues vom 9. Dezember 
1925 (G. Bl. S. 329) wird wie folgt geändert: 
1. In $ 1 Abſ. 1 iſt ſtatt: „30. September 1945“ zu ſetzen: 
„31. März 1936“. 
2. In $ 4 Abſ. 1 iſt hinter den Doppelpunkt zu ſetzen: 
„Ein Steuerprivileg in Gemäßheit der SS 1 bis 3 des Geſetzes vom 9. Dezember 1925 
(G. Bl. S. 329)". 
§ 13 


Die Beſtimmungen zur Durchführung dieſes Geſetzes erläßt der Senat. 


§ 14 
Das Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 8. April 1936. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Hoppenrath 


69 Rechts verordnung 
über den Anbau von Zuckerrüben, Futterrüben und anderen Beta⸗Arten 
zum Zwecke der Samengewinnung. 
Vom 17. April 1936. 


Auf Grund des $ 1 Ziff. 68 und 89 ſowie des $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 
Zwiſchen verſchiedenen Kulturen von Futterrüben, Zuckerrüben und anderen Beta⸗Arten (3. B. 
Mangold, Rote Beete uſw.), die zum Zwecke der Samengewinnung angebaut werden, muß ein Min⸗ 
deſtabſtand von 500 m Luftlinie beſtehen. 
82 a g 1 
Um die Einhaltung der im § 1 vorgeſchriebenen Mindeſtentfernung ſicherzuſtellen, hat jeder, 
der die in $ 1 genannten Früchte zum Zwecke der Samengewinnung anbauen will, ſpäteſtens bis zum 
1. Januar desjenigen Jahres, in welchem die Auspflanzung der Stecklinge erfolgen ſoll, eine Anzeige 
bei der Danziger Bauernkammer einzureichen. Aus dieſer Anzeige ſoll die Lage der für den Anbau 
vorgeſehenen Ackerflächen und ihr geringſter Abſtand von der nächſten Grundſtücksgrenze erſichtlich 
ſein. 
§ 3 
Ergibt ſich, daß bei Durchführung des geplanten Anbaus die Beſtimmung des $ 1 verletzt 
werden würde, ſo kann die Danziger Bauernkammer binnen einer Friſt von ſechs Wochen nach Ein⸗ 
gang des Antrages, in jedem Falle aber bis zum 15. Februar des betreffenden Jahres beſtimmen, 
daß der geplante Anbau zu unterbleiben hat. Die Entſcheidung der Bauernkammer hat unter Be⸗ 
rückſichtigung der bisherigen Wirtſchaftsart der beteiligten Betriebe zu erfolgen. 


8 4 
Gegen die Entſcheidung der Danziger Bauernkammer ſteht dem Betroffenen binnen einer Aus⸗ 
ſchlußfriſt von 2 Wochen Beſchwerde beim Senat zu. 
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8 5 
Wer die im $ 2 vorgeſchriebene Anzeige unterläßt oder entgegen dem Verbot der Danziger 
Bauernkammer die im $ 1 genannten Früchte zum zwecke der Samengewinnung anbaut, wird mit 
Gefängnis bis zu drei Monaten und mit Geldſtrafe bis zu 3000, — Gulden oder mit einer dieſer 
Strafen beſtraft. 
86 
Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 17. April 1936. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Rettelsky 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


